
Anhang 

Karte: Minderheitengruppierungen im Kosovo 

  

 



Zeittafel 

2. Jh.v.Chr.  Das Gebiet des späteren Kosovo wird Teil des Römischen Reiches (2. Makedonischer 
Krieg). Latinisierung der Bevölkerung. 

5. Jh.n.Chr.  Im Zuge der Völkerwanderung Vordringen slawischer Völker nach Süd- und 
Südosteuropa. 

7. Jh.  Entstehung der ersten serbischen Stammesfürstentümer im Raum des heutigen 
Montenegro, Bosnien, Nordalbanien und in Teilen des heutigen Kosovo („Raszien“). 

11. Jh.  Erste Nennung der „Albaner“ (latinisierte, ursprünglich illyrische Bevölkerung). 

Um 1200  Entstehung des ersten serbischen Reiches. 

1217  Krönung König Stefans des „Erstgekrönten“ zum König der Serben. Das Reich wird 
durch die enge Verbindung mit der seit 1219 eigenständigen orthodoxen serbischen 
Nationalkirche gestützt, was sich unter anderem in den reich ausgestatteten Kirchen- 
und Klostergründungen insbesondere im Kosovo äußert. 

1331–1355  Größte Ausdehnung des serbischen Reiches unter Stefan Dušan, der 1346 vom 
serbischen Patriarchen in Skopje zum „Kaiser der Serben und Griechen“ gekrönt 
wird. Kosovo ist wichtiges Zentrum dieses Reiches. 

1371  Stefan Dušans Sohn Uroš fällt in der Schlacht an der Maritza (Bulgarien) gegen die 
nach Südosteuropa vordringenden Osmanen. Zerfall des Großserbischen Reiches. 

1389  Schlacht auf dem Amselfeld (Kosovo Polje) bei Priština. Serbische Niederlage, die 
später in der Mythologie verklärt wird. Beide Anführer – der serbische Fürst Lazar, 
der eine neuerliche Einigung Serbiens anstrebte, sowie der Sultan Murad – fallen in 
der Schlacht. Lazars Sohn Stefan anerkennt die osmanische Oberhoheit.  

1443–1468  Fürst Georg Kastriot „Skanderbeg“ behauptet sich im nördlichen Albanien gegen die 
osmanische Herrschaft; seine (byzantinische) Doppeladler-Fahne wird später 
albanisches Nationalsymbol. 

1453  Eroberung Konstantinopels durch die Osmanen (Sultan Mehmed II.); in der Folge 
neuerlicher Vorstoß auf den Balkan. 

1455  Kosovo wird osmanisch. 

1459  Rest-Serbien (um Belgrad) wird Teil des Osmanischen Reiches. 

1689/90  Vorstoß kaiserlicher Truppen in den Raum Kosovo; beim Rückzug verlässt ein Teil 
der serbischen Bevölkerung mit ihrem Patriarchen dieses Gebiet. Zunahme der 
albanischen Besiedlung. 

1737  Neuerlicher Vorstoß kaiserlicher Truppen in den Raum Kosovo; wieder Rückzug. 

1817  Nach dem Aufstand gegen die Osmanen (1804) erhält das Fürstentum Serbien im 
Raum Belgrad eine gewisse Autonomie, die es in der Folge ausbaut. 



1878  Nach dem Russisch-türkischen Krieg (1877/78) Neuordnung der Besitzverhältnisse 
auf dem Balkan durch den Berliner Kongress. Anerkennung der Unabhängigkeit 
Serbiens und Montenegros sowie der weitgehenden Autonomie Bulgariens. 
Österreich-Ungarn besetzt Bosnien-Herzegowina und den anschließenden Sandschak 
(= Verwaltungsbezirk) von Novipazar, der bis in das nördliche Kosovo reicht 
(Mitrovica). Bildung der „Liga von Prizren“ als erster albanischer Nationalbewegung. 

1908  Im Gefolge der Jungtürkischen Revolution annektiert Österreich-Ungarn Bosnien-
Herzegowina, zieht sich aber aus dem Sandžak Novipazar zurück. Das albanische 
Siedlungsgebiet wird zunehmend zum Objekt der Interessen der Nachbarstaaten, aber 
auch der Großmächte Österreich-Ungarn und Italien. 

1912–13  Erster Balkankrieg. Zurückdrängung des Osmanischen Reiches aus Südosteuropa; 
Besetzung großer Teile des Balkans durch die Staaten des Balkan-Bundes (Serbien, 
Bulgarien, Montenegro und Griechenland). Die europäischen Mächte erzwingen den 
Rückzug der Balkanstaaten aus Albanien, das als Fürstentum unter internationaler 
Kontrolle geschaffen wird. Kompromisslösung: Serbien verzichtet auf den Zugang 
zur Adria, erhält jedoch Kosovo und Mazedonien.  

1913–14  Internationale Friedenstruppe in Nordalbanien (Shkodra/Skutari). 

1914–18  Erster Weltkrieg. Ab 1915/16 Serbien (einschließlich des Kosovo) und Nordalbanien 
unter k.u.k. Militärverwaltung. 

nach 1918  Albanien wird in den Grenzen von 1913 Republik, 1928 Königreich – 1939 in 
Personalunion mit Italien. Das Kosovo wird als serbische Provinz Teil des neuen 
Staates der Serben, Kroaten und Slowenen („SHS-Staat“, ab 1928 Königreich 
Jugoslawien).  

1941  Balkanfeldzug der Achsenmächte. Italienische beziehungsweise deutsche Besetzung 
Jugoslawiens. Kroatien ist eigener Staat. Gemeinsame italienische Verwaltung 
Albaniens und des westlichen Kosovo. 

1942–45  Partisanenkrieg auf dem Balkan. Nach der Kapitulation Italiens (1943) deutsche 
Verwaltung. 

1944/45  Albanien und Jugoslawien entstehen in den Vorkriegsgrenzen.  

1974  Die jugoslawische Verfassung gewährt den Provinzen Kosovo und Vojvodina 
weitgehende Autonomie.  

1980  Tod Marschall Josip Broz Titos; krisenhafte Entwicklung. 

1989  Aufhebung der Autonomie im Kosovo und in der Vojvodina. Studentenproteste; 
Boykott der staatlichen Institutionen durch die albanisch-kosovarische Bevölkerung. 

1990  Ausrufung der Selbständigkeit des Kosovo durch die albanischen Abgeordneten des 
Provinzparlaments. 

1991  Beginn der Kämpfe in Slowenien und Kroatien. 

1992  Wahlen im Untergrund – Ibrahim Rugova wird „Präsident“ des Kosovo; KSZE-
Mission zur Beobachtung der Lage in der Krisenregion. 

Frühjahr 1996  Die „Befreiungsarmee des Kosovo“ (UÇK) macht mit ersten Anschlägen auf 
serbische Polizeistationen auf sich aufmerksam. 



Ende Februar/ Erste größere Offensive der serbischen Sonderpolizei in Drenica: etwa 80 Albaner 
Anfang März (größtenteils Zivilisten) werden dabei getötet. Die Balkan-Kontaktgruppe wird im 
1998  Kosovo-Konflikt aktiv.  

22.3.1998  Neuerlicher Sieg Rugovas und seiner LDK bei den Parlaments- und Präsidentschafts-
wahlen; die UÇK wird jedoch zusehends zum bestimmenden Faktor. 

31.3.1998  UNO-Resolution 1160; serbische Sicherheitskräfte und UÇK werden gleichermaßen 
für die militärische Eskalation verantwortlich gemacht. 

23.4.1998  94,7 Prozent der (ausschließlich serbischen) Wähler sprechen sich in einem 
Referendum gegen eine internationale Vermittlung im Kosovo-Konflikt aus. 

8.6.1998  Die EU beschließt ein Einfrieren der jugoslawischen Auslandsguthaben. 

10.6.1998  Die USA schließen sich den EU-Sanktionen an. 

15.6.1998  Die NATO führt in Mazedonien und Albanien Luftmanöver durch („Determined 
Falcon“). 

Juli/ Zerschlagung des UÇK-Kerngebietes mit dem Zentrum Mališevo durch serbische 
August 1998  Truppen.  

Mitte Septem- Als Folge der Kampfhandlungen vergrößert sich die Zahl der albanisch-kosovari 
ber 1998  schen Flüchtlinge auf 265 000 (davon ca. 170 000 Binnen-Flüchtlinge).  

23.9.1998  UNO-Resolution 1199; es wird ein sofortiger Waffenstillstand zwischen den 
Konfliktparteien gefordert; der serbischen Regierung wird mit „weiteren Maß-
nahmen“ gedroht. Intensivierung der Diskussion über die rechtliche Legitimierung 
eines militärischen Eingreifens in den Konflikt.  

24.9.1998  Die NATO beschließt „Activation Warning“.  

4.10.1998  Der jugoslawische Verteidigungsrat erklärt, das „Land mit allen Mitteln gegen 
NATO-Angriffe verteidigen“ zu wollen.  

8.10.1998  Die Verhängung der Pressezensur in Serbien wird mit der „Verhinderung von Angst, 
Panik und Defätismus“ gerechtfertigt.  

12.10.1998  Die NATO erteilt die „Activation Order“ und ist zu einer Luftoperation gegen 
Jugoslawien bereit.  

13.10.1998  Holbrooke-Milošević-Abkommen; Slobodan Milošević lenkt vorerst ein: OSZE 
Verifikations-Mission und NATO-Luftüberwachung zur Kontrolle des serbischen 
Teilabzugs und der Flüchtlingsrückkehr. 

24.10.1998  UNO-Resolution 1203; Unterstützung für den Inhalt des Holbrooke-Milošević-
Abkommens. 

15.1.1999  Bei einer „Säuberungsaktion“ der serbischen Sicherheitskräfte werden im Dorf Račak 
45 Menschen getötet; die westliche Staatengemeinschaft verstärkt neuerlich ihr 
Drohpotential gegenüber Serbien. 

6.-23.2. u. Kosovo-Konferenz von Rambouillet/Paris; der Friedensplan der Kontaktgruppe 
15.–19.3.1999  (weitgehende Autonomie des Kosovo innerhalb der BR Jugoslawien, Stationierung 

einer internationalen Friedenstruppe) wird von der albanischen Delegation angenom-
men, von der serbischen jedoch abgelehnt. 



20.3.1999  Die OSZE-Beobachter verlassen das Kosovo. 

22.3.1999  Scheitern der letzten Vermittlungsmission des US-Unterhändlers Richard C. 
Holbrooke in Belgrad. 

23.3.1999  NATO-Generalsekretär Javier Solana erteilt den Einsatzbefehl für die Operation 
„Allied Force“. 

24.3.1999  Beginn der NATO-Luftangriffe auf Ziele in Gesamtjugoslawien. 

April, Mai  Parallel zur Luftoperation bemüht sich die Staatengemeinschaft weiterhin um eine 
1999  politische Lösung. Russland kritisiert die NATO-Luftangriffe zwar scharf, fungiert 

jedoch als Vermittler zwischen dem Westen und Serbien. Die serbische Führung 
nutzt die NATO-Angriffe, um die „ethnischen Säuberungen“ im Kosovo zu 
intensivieren (ca. 800 000 Flüchtlinge und Vertriebene). 

6.5.1999  Treffen der G-8-Staaten in Bonn; Russland und die westliche Staatengemeinschaft 
einigen sich auf die Installierung einer „zivilen und Sicherheitspräsenz“ im Kosovo; 
der UNO wird eine Schlüsselrolle zugebilligt. 

27.5.1999  Das Haager Kriegsverbrecher-Tribunal gibt bekannt, dass gegen Milošević und vier 
weitere Repräsentanten der serbischen Führung Anklage erhoben wurde. 

3.6.1999  Die jugoslawische Regierung und das serbische Parlament nehmen nach 
Verhandlungen zwischen Milošević und dem finnischen Präsidenten Martti Ahtisaari 
den internationalen Friedensplan für das Kosovo an. 

5.6.1999  In Mazedonien beginnen die Verhandlungen zwischen der NATO und den serbischen 
Sicherheitskräften über den serbischen Abzug aus dem Kosovo. 

9.6.1999  Unterzeichnung des „militärisch-technischen Abkommens“ über den geordneten und 
verifizierbaren Rückzug der serbischen Truppen aus dem Kosovo sowie die 
Stationierung der NATO-geführten Friedenstruppe Kosovo-Force (KFOR). 

10.6.1999  Die NATO setzt ihre Luftangriffe gegen die BR Jugoslawien aus. Die UNO-
Resolution 1244 erteilt das Mandat für die Implementierung des „militärisch-
technischen Abkommens“ und des „Ahtisaari-Friedensplanes“. 

12.6.1999  Die ersten von insgesamt 40 000 KFOR-Soldaten treffen im Kosovo ein. 

20.6.1999  Nach dem vollständigen Abzug der serbischen Truppen aus dem Kosovo erklärt die 
NATO die Operation „Allied Force“ für beendet. Die UÇK stimmt ihrer Entwaffnung 
zu.  

Juli/August  Ein Großteil der vertriebenen und geflüchteten Albaner kehrt in das Kosovo zurück. 
1999  Es kommt zu Racheakten gegen Serben und andere Nichtalbaner. Die UNO-

Protektoratsverwaltung (United Nations Interim Administration Mission in Kosovo – 
UNMIK) nimmt ihre Arbeit auf. 

November 1999  Die albanische Guerilla UÇPMB beginnt im demilitarisierten Grenzgebiet 
Südserbiens zum Kosovo mit Anschlägen gegen serbische Einrichtungen. 

5.10.2000  In Belgrad kommt es zum politischen Umbruch: Der autoritär regierende 
jugoslawische Staatspräsident Milošević wird in Folge gefälschter Ergebnisse bei der 
jugoslawischen Präsidentschaftswahl durch Demonstrationen gestürzt. Neuer 
Präsident wird Vojislav Koštunica. 



28.10.2000  Erste Kommunalwahlen im Kosovo nach dem Abzug der serbischen Truppen. 

23.12.2000  Die serbische Opposition siegt auch bei den serbischen Parlamentswahlen. Neuer 
serbischer Ministerpräsident wird der westlich orientierte Politiker Zoran Đinđić.  

Februar 2001  Beginn der bürgerkriegsähnlichen Unruhen in Mazedonien. Die albanische Guerilla 
wird vom Kosovo aus mit Waffen versorgt. 

Mitte Mai  Das Kosovo erhält einen Verfassungsrahmen „für die provisorische Selbst- 
2001  verwaltung“. 

Ende Mai  Die NATO erlaubt die Rückkehr einer gemäß Resolution 1190 des UN-Sicherheits- 
2001  rates vereinbarte Zahl serbischer Polizei- und Armeekräfte in die Sicherheitszone im 

Grenzgebiet zwischen Südserbien und Kosovo. Die albanische Guerilla UÇPMB löst 
sich formell auf. 

28.6.2001  Slobodan Milošević wird im Auftrag des serbischen Ministerpräsidenten Zoran 
Djindjić an das internationale Kriegsverbrechertribunal in Den Haag ausgeliefert. 

13.8.2001  Albanische und ethnisch mazedonische Vertreter unterzeichnen im mazedonischen 
Ohrid unter Vermittlung von EU und NATO ein Rahmenabkommen, das zur 
Normalisierung der interethnischen Beziehungen in Mazedonien führen soll.  

17.11.2001  Bei den Parlamentswahlen im Kosovo geht die Demokratische Liga des Kosovo als 
Wahlsieger hervor. Parteichef Ibrahim Rugova wird vom Parlament zum Präsidenten 
des Kosovo gewählt. In der kosovarischen Regierung sind auch Serben vertreten. 

26.10.2002  Die zweiten Kommunalwahlen im Kosovo finden unter niedriger Wahlbeteiligung 
(54%) statt. Die Serben im Kosovo boykottieren teilweise die Wahlen. 

Januar/ Die Parlamente der jugoslawischen Teilrepubliken Serbien und Montenegro sowie 
Februar 2003  das jugoslawische Bundesparlament stimmen der Verfassung für einen neuen 

Staatenbund zu. Er erhält den Namen Serbien und Montenegro und ersetzt die 
bisherige Bundesrepublik Jugoslawien. In der Verfassung dieser lockeren Union wird 
das Kosovo als autonome Provinz innerhalb Serbiens bezeichnet. Albanische 
Politiker im Kosovo wiederum fordern die baldige völkerrechtliche Anerkennung der 
Unabhängigkeit des Kosovo. 



UN-Sicherheitsratsresolution 1244 vom 10. Juni 1999 

Der Sicherheitsrat, 

eingedenk der Ziele und Grundsätze der Charta der Vereinten Nationen und der Hauptverantwortung 
des Sicherheitsrats für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit, 

unter Hinweis auf seine Resolutionen 1160 (1998) vom 31. März 1998, 1199 (1998) vom 23. 
September 1998, 1203 (1998) vom 24. Oktober 1998 und 1239 (1999) vom 14. Mai 1999, 

bedauernd, dass die in diesen Resolutionen enthaltenen Forderungen nicht voll erfüllt worden sind, 

entschlossen, eine Lösung der ernsten humanitären Lage im Kosovo (Bundesrepublik Jugoslawien) 
herbeizuführen und für die sichere und freie Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen in ihre 
Heimat zu sorgen, 

unter Verurteilung aller Gewalthandlungen gegen die Bevölkerung des Kosovo sowie aller 
terroristischen Handlungen, gleichviel, von welcher Seite sie begangen werden, 

unter Hinweis auf die Erklärung des Generalsekretärs vom 9. April 1999, in der dieser seine Besorgnis 
über die humanitäre Tragödie im Kosovo zum Ausdruck gebracht hat, 

in Bekräftigung des Rechts aller Flüchtlinge und Vertriebenen auf sichere Rückkehr in ihre Heimat, 

unter Hinweis auf die Zuständigkeit und das Mandat des Internationalen Strafgerichts für das 
ehemalige Jugoslawien, 

mit Genugtuung über die am 6. Mai 1999 verabschiedeten allgemeinen Grundsätze zur politischen 
Lösung der Kosovo-Krise (S/1999/516; Anlage 1 dieser Resolution) sowie mit Genugtuung darüber, 
dass die Bundesrepublik Jugoslawien die Grundsätze angenommen hat, die in den Punkten 1 bis 9 des 
am 2. Juni 1999 in Belgrad vorgelegten Papiers (S/1999/649; Anlage 2 dieser Resolution) enthalten 
sind, und dass sie diesem Papier zugestimmt hat, 

in Bekräftigung des Eintretens aller Mitgliedstaaten für die Souveränität und territoriale Unversehrtheit 
der Bundesrepublik Jugoslawien und der anderen Staaten der Region, wie dies in der Schlussakte von 
Helsinki und in Anlage 2 zum Ausdruck kommt, 

in Bekräftigung der in früheren Resolutionen geforderten substantiellen Autonomie und tatsächlichen 
Selbstverwaltung des Kosovo, 

feststellend, dass die Situation in der Region auch weiterhin eine Bedrohung des Weltfriedens und der 
internationalen Sicherheit darstellt, 

entschlossen, die Sicherheit des internationalen Personals zu gewährleisten und dafür zu sorgen, dass 
alle Beteiligten ihre Verpflichtungen aus dieser Resolution erfüllen, und zu diesen Zwecken tätig 
werdend nach Kapitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

1. beschließt, dass eine politische Lösung der Kosovo-Krise auf den allgemeinen Grundsätzen in 
Anlage 1 und den weiteren Ausführungen in den Grundsätzen und weiteren erforderlichen Elementen 
in Anlage 2 zu beruhen hat;  

2. begrüßt es, dass die Bundesrepublik Jugoslawien die in Ziffer 1 genannten Grundsätze und weiteren 
erforderlichen Elemente akzeptiert hat, und verlangt die uneingeschränkte Zusammenarbeit der 
Bundesrepublik Jugoslawien bei deren rascher Umsetzung;  



3. verlangt insbesondere, dass die Bundesrepublik Jugoslawien die Gewalt und Unterdrückung im 
Kosovo unverzüglich und nachprüfbar beendet und nach einem engen Zeitplan, mit dem die 
Dislozierung der internationalen Sicherheitspräsenz im Kosovo zeitlich abgestimmt wird, den 
nachprüfbaren, stufenweisen Abzug aller militärischen, polizeilichen und paramilitärischen Kräfte aus 
dem Kosovo einleitet und abschließt;  

4. bestätigt, dass nach dem Abzug eine vereinbarte Zahl jugoslawischen und serbischen Militär- und 
Polizeipersonals die Erlaubnis zur Rückkehr in das Kosovo erhält, um die Aufgaben nach Anlage 2 
wahrzunehmen;  

5. beschließt, unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen im Kosovo internationale zivile und 
Sicherheitspräsenzen zu dislozieren, die über das erforderliche geeignete Gerät und Personal verfügen, 
und begrüßt es, dass die Bundesrepublik Jugoslawien diesen Präsenzen zugestimmt hat;  

6. ersucht den Generalsekretär, im Benehmen mit dem Sicherheitsrat einen Sonderbeauftragten zu 
ernennen, der die Umsetzung der internationalen zivilen Präsenz überwachen soll, und ersucht den 
Generalsekretär ferner, seinen Sonderbeauftragten anzuweisen, sich eng mit der internationalen 
Sicherheitspräsenz abzustimmen, um sicherzustellen, dass beide Präsenzen auf die gleichen Ziele 
hinarbeiten und sich gegenseitig unterstützen;  

7. ermächtigt die Mitgliedstaaten und die zuständigen internationalen Organisationen, die internationale 
Sicherheitspräsenz im Kosovo gemäß Punkt 4 der Anlage 2 einzurichten und mit allen Mitteln 
auszustatten, die sie für die Wahrnehmung ihrer Aufgaben nach Ziffer 9 benötigt;  

8. bekräftigt die Notwendigkeit der raschen und baldigen Dislozierung wirksamer internationaler 
ziviler und Sicherheitspräsenzen im Kosovo, und verlangt, dass die Parteien bei deren Dislozierung 
voll kooperieren;  

9. beschließt, dass die im Kosovo zu dislozierende und tätige internationale Sicherheitspräsenz unter 
anderem folgende Aufgaben haben wird: 

a) Abschreckung von der Wiederaufnahme der Feindseligkeiten, Aufrechterhaltung und nötigenfalls 
Durchsetzung einer Waffenruhe, Gewährleistung des Abzugs der militärischen, polizeilichen und 
paramilitärischen Bundes- und Republikkräfte aus dem Kosovo sowie Verhinderung ihrer Rückkehr, 
außer soweit in Anlage 2 Punkt 6 vorgesehen;  

b) Demilitarisierung der Kosovo-Befreiungsarmee (UÇK) und anderer bewaffneter kosovo-albanischer 
Gruppen, wie in Ziffer 15 verlangt wird;  

c) Schaffung eines sicheren Umfelds, in dem Flüchtlinge und Vertriebene sicher in ihre Heimat 
zurückkehren können, die internationale zivile Präsenz arbeiten kann, eine Übergangsverwaltung 
eingerichtet und humanitäre Hilfe geleistet werden kann;  

d) Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung, bis die internationale zivile Präsenz die 
Verantwortung für diese Aufgabe übernehmen kann;  

e) Überwachung der Minenräumung, bis die internationale zivile Präsenz gegebenenfalls die 
Verantwortung für diese Aufgabe übernehmen kann;  

f) gegebenenfalls Unterstützung und enge Abstimmung mit der Arbeit der internationalen zivilen 
Präsenz;  

g) erforderlichenfalls Wahrnehmung von Grenzüberwachungsaufgaben;  

h) Gewährleistung des Schutzes und der Bewegungsfreiheit ihrer selbst sowie der internationalen 
zivilen Präsenz und der anderen internationalen Organisationen;  



10. ermächtigt den Generalsekretär, mit Hilfe der zuständigen internationalen Organisationen eine 
internationale zivile Präsenz im Kosovo einzurichten, um eine Übergangsverwaltung für das Kosovo 
bereitzustellen, unter der die Bevölkerung des Kosovo substantielle Autonomie innerhalb der 
Bundesrepublik Jugoslawien genießen kann und die für eine Übergangszeit die Verwaltung 
wahrnehmen und gleichzeitig vorläufige demokratische Selbstverwaltungsinstitutionen schaffen und 
deren Entwicklung überwachen wird, um die Bedingungen für ein friedliches und normales Leben für 
alle Einwohner des Kosovo sicherzustellen;  

11. beschließt, dass die internationale zivile Präsenz unter anderem folgende Hauptaufgaben haben 
wird: 

a) bis zu einer endgültigen Regelung die Förderung der Herstellung substantieller Autonomie und 
Selbstverwaltung im Kosovo unter voller Berücksichtigung der Anlage 2 und des Rambouillet-
Abkommens (S/1999/648);  

b) Wahrnehmung grundlegender ziviler Verwaltungsaufgaben, wo und solange dies erforderlich ist;  

c) bis zu einer politischen Regelung die Organisation und Überwachung der Entwicklung vorläufiger 
Institutionen für eine demokratische und autonome Selbstverwaltung, einschließlich der Abhaltung von 
Wahlen;  

d) Übertragung ihrer Verwaltungsaufgaben auf diese Institutionen, nachdem sie geschaffen werden, bei 
gleichzeitiger Überwachung und Unterstützung der Konsolidierung der örtlichen vorläufigen 
Institutionen des Kosovo sowie weitere friedenkonsolidierende Tätigkeiten;  

e) Erleichterung eines politischen Prozesses mit dem Ziel, unter Berücksichtigung des Rambouillet-
Abkommens (S/1999/648) den künftigen Status des Kosovo zu bestimmen;  

f) in einer Endphase die Überwachung der Übertragung der Machtbefugnisse von den vorläufigen 
Institutionen des Kosovo auf die im Rahmen einer politischen Regelung geschaffenen Institutionen;  

g) Unterstützung des Wiederaufbaus der grundlegenden Infrastruktur und des sonstigen 
wirtschaftlichen Wiederaufbaus;  

h) Unterstützung der humanitären Hilfe und der Katastrophenhilfe in Abstimmung mit den 
internationalen humanitären Hilfsorganisationen;  

i) Aufrechterhaltung der zivilen öffentlichen Ordnung, namentlich durch die Schaffung örtlicher 
Polizeikräfte und in der Zwischenzeit durch die Dislozierung internationalen Polizeipersonals für den 
Dienst im Kosovo;  

j) Schutz und Förderung der Menschenrechte;  

k) Gewährleistung der sicheren und ungehinderten Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen in ihre 
Heimat im Kosovo;  

12. betont, dass es notwendig ist, koordinierte humanitäre Hilfseinsätze durchzuführen und dass die 
Bundesrepublik Jugoslawien humanitären Hilfsorganisationen ungehinderten Zugang zum Kosovo 
gewährt und mit diesen Organisationen zusammenarbeitet, um die schnelle und wirksame 
Bereitstellung internationaler Hilfe zu gewährleisten;  

13. ermutigt alle Mitgliedstaaten und internationalen Organisationen, zum wirtschaftlichen und 
sozialen Wiederaufbau sowie zur sicheren Rückkehr der Flüchtlinge und Vertriebenen beizutragen, und 
betont in diesem Zusammenhang, wie wichtig es ist, so bald wie möglich eine internationale 
Geberkonferenz einzuberufen, insbesondere für die in Ziffer 11 g) genannten Zwecke;  



14. verlangt, dass alle Beteiligten, einschließlich der internationalen Sicherheitspräsenz, 
uneingeschränkt mit dem Internationalen Gericht für das ehemalige Jugoslawien zusammenarbeiten;  

15. verlangt, dass die UÇK und andere bewaffnete kosovo-albanische Gruppen alle 
Offensivhandlungen unverzüglich einstellen und den vom Leiter der internationalen Sicherheitspräsenz 
im Benehmen mit dem Sonderbeauftragten des Generalsekretärs festgelegten 
Demilitarisierungsbedingungen nachkommen;  

16. beschließt, dass die mit Ziffer 8 der Resolution 1160 (1998) verhängten Verbote nicht für Waffen 
und sonstiges Wehrmaterial gelten, die für die Verwendung durch die internationale zivile Präsenz und 
die internationale Sicherheitspräsenz bestimmt sind;  
17. begrüßt die in der Europäischen Union und anderen internationalen Organisationen gegenwärtig 
geleistete Arbeit mit dem Ziel, einen umfassenden Ansatz für die wirtschaftliche Entwicklung und 
Stabilisierung der von der Kosovo-Krise betroffenen Region zu entwickeln, einschließlich der 
Umsetzung eines Stabilitätspakts für Südosteuropa unter breiter internationaler Beteiligung, um die 
Förderung der Demokratie, wirtschaftlichen Wohlstands, der Stabilität und der regionalen 
Zusammenarbeit zu begünstigen;  

18. verlangt, dass alle Staaten der Region bei der Durchführung aller Aspekte dieser Resolution 
uneingeschränkt kooperieren;  

19. beschließt, die internationale zivile Präsenz und die internationale Sicherheitspräsenz zunächst für 
einen Zeitraum von 12 Monaten einzurichten, der verlängert wird, sofern der Sicherheitsrat nichts 
anderes beschließt;  

20. ersucht den Generalsekretär, dem Rat in regelmäßigen Abständen über die Durchführung dieser 
Resolution Bericht zu erstatten, wozu auch Berichte der Führung der internationalen zivilen Präsenz 
und der internationalen Sicherheitspräsenz gehören; die ersten Berichte sind binnen 30 Tagen nach 
Verabschiedung dieser Resolution vorzulegen;  

21. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befasst zu bleiben. 

Anlage 1 

Erklärung des Vorsitzenden zum Abschluss des Treffens der Außenminister der G-8 auf dem 
Petersberg am 6. Mai 1999 

Die Außenminister der G-8 einigten sich auf folgende allgemeine Grundsätze zur politischen Lösung 
der Kosovo-Krise: 

• unverzügliches und nachprüfbares Ende der Gewalt und Unterdrückung im Kosovo; 

• Rückzug militärischer, polizeilicher und paramilitärischer Kräfte aus dem Kosovo; 

• Stationierung von wirksamen internationalen zivilen und Sicherheitspräsenzen im Kosovo, die 
von den Vereinten Nationen gebilligt und beschlossen und in der Lage sind, die Erreichung der 
gemeinsamen Ziele zu garantieren; 

• Einrichtung einer vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu beschließenden 
Übergangsverwaltung für das Kosovo, um die Bedingungen für ein friedliches und normales 
Leben für alle Einwohner im Kosovo sicherzustellen; 

• die sichere und freie Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen und ungehinderter Zugang 
zum Kosovo für humanitäre Hilfsorganisationen; 



• ein politischer Prozess zur Schaffung einer politischen Übergangsrahmenvereinbarung, die eine 
substantielle Selbstverwaltung für das Kosovo unter voller Berücksichtigung des Rambouillet-
Abkommens und der Prinzipien der Souveränität und territorialen Unversehrtheit der 
Bundesrepublik Jugoslawien und der anderen Länder der Region sowie die Demilitarisierung 
der UÇK vorsieht; 

• umfassender Ansatz für die wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung der Krisenregion. 

Anlage 2 

Um eine Lösung der Kosovo-Krise herbeizuführen, soll eine Vereinbarung über die folgenden 
Grundsätze erreicht werden: 

1. Unverzügliches und nachprüfbares Ende der Gewalt und Unterdrückung im Kosovo. 

2. Nachprüfbarer Rückzug aller militärischen, polizeilichen und paramilitärischen Kräfte aus dem 
Kosovo nach einem engen Zeitplan. 

3. Unter der Schirmherrschaft der Vereinten Nationen erfolgende Stationierung von wirksamen 
internationalen zivilen und Sicherheitspräsenzen im Kosovo, die tätig werden, wie nach Kapitel VII der 
Charta beschlossen wird, und die in der Lage sind, die Erreichung der gemeinsamen Ziele zu 
garantieren. 

4. Die internationale Sicherheitspräsenz unter substantieller Beteiligung der Nordatlantikvertrags-
Organisation muss unter gemeinsamer Führung disloziert werden und ermächtigt sein, ein sicheres 
Umfeld für alle Menschen im Kosovo zu schaffen und die sichere Rückkehr aller Vertriebenen und 
Flüchtlinge in ihre Heimat zu erleichtern. 

5. Einrichtung einer vom Sicherheitsrat der Vereinten Nationen zu beschließenden 
Übergangsverwaltung für das Kosovo als Teil der internationalen zivilen Präsenz, unter der die 
Bevölkerung des Kosovo substantielle Autonomie innerhalb der Bundesrepublik Jugoslawien genießen 
kann. Die Übergangsverwaltung soll für eine Übergangszeit die Verwaltung wahrnehmen und 
gleichzeitig vorläufige demokratische Selbstverwaltungsinstitutionen schaffen und deren Entwicklung 
überwachen, um die Bedingungen für ein friedliches und normales Leben für alle Einwohner im 
Kosovo sicherzustellen. 

6. Nach dem Abzug wird eine vereinbarte Zahl jugoslawischen und serbischen Personals die Erlaubnis 
zur Rückkehr erhalten, um folgende Aufgaben wahrzunehmen: 

• Verbindung mit der internationalen Zivilmission und der internationalen Sicherheitspräsenz; 

• Markierung und Räumung der Minenfelder; 

• Aufrechterhaltung einer Präsenz an Stätten des serbischen Kulturerbes; 

• Aufrechterhaltung einer Präsenz an wichtigen Grenzübergängen. 

7. Sichere und freie Rückkehr aller Flüchtlinge und Vertriebenen unter der Aufsicht des Amtes des 
Hohen Flüchtlingskommissars der Vereinten Nationen und ungehinderter Zugang zum Kosovo für 
humanitäre Hilfsorganisationen. 

8. Ein politischer Prozess zur Schaffung einer politischen Übergangsrahmenvereinbarung, die eine 
substantielle Selbstverwaltung für das Kosovo unter voller Berücksichtigung des Rambouillet-
Abkommens und der Prinzipien der Souveränität und territorialen Unversehrtheit der Bundesrepublik 
Jugoslawien und der anderen Länder der Region vorsieht, sowie die Demilitarisierung der UÇK. Die 



Verhandlungen zwischen den Parteien über eine Regelung sollen die Schaffung demokratischer 
Selbstverwaltungsinstitutionen weder verzögern noch stören. 

9. Ein umfassender Ansatz für die wirtschaftliche Entwicklung und Stabilisierung der Krisenregion. 
Dieser wird die Umsetzung eines Stabilitätspakts für Südosteuropa unter breiter internationaler 
Beteiligung beinhalten, um die Förderung der Demokratie, wirtschaftlichen Wohlstands, der Stabilität 
und der regionalen Zusammenarbeit zu begünstigen. 

10. Die Aussetzung der Militäraktionen wird die Annahme der vorstehenden Grundsätze sowie die 
Zustimmung zu weiteren, zuvor festgelegten erforderlichen Elementen erfordern, die in der Fußnote 
genannt werden. Danach wird rasch eine militärisch-technische Vereinbarung geschlossen, in der unter 
anderem zusätzliche Modalitäten festgelegt werden, einschließlich der Rolle und der Aufgaben des 
jugoslawischen/serbischen Personals im Kosovo: 

Abzug 

• Verfahren für den Abzug, einschließlich eines stufenweisen, detaillierten Zeitplans und der 
Abgrenzung einer Pufferzone in Serbien, hinter die sich die bewaffneten Kräfte zurückziehen 
werden; 

Zurückkehrendes Personal 

• Ausrüstung für das zurückkehrende Personal; 

• Mandat, in dem seine Aufgaben festgelegt sind; 

• Zeitplan für die Rückkehr des Personals; 

• Abgrenzung der geografischen Einsatzbereiche des Personals; 

• Regeln für die Beziehungen dieses Personals zu der internationalen Sicherheitspräsenz und der 
internationalen Zivilmission. 

Fußnote 

Weitere erforderliche Elemente: 

• Ein enger und präziser Zeitplan für den Abzug, beispielsweise sieben Tage für den Abschluss 
des Abzugs und Rückverlegung der Luftabwehrwaffen hinter eine beidseitige Sicherheitszone 
von 25 Kilometern binnen 48 Stunden; 

• Die Rückkehr des Personals zur Wahrnehmung der vier oben genannten Aufgaben wird unter 
der Aufsicht der internationalen Sicherheitspräsenz erfolgen und auf eine kleine, vereinbarte 
Zahl (Hunderte, nicht Tausende) beschränkt sein; 

• Die Aussetzung der Militäraktionen wird nach dem Beginn des nachprüfbaren Abzugs erfolgen; 

• Die Aushandlung und der Abschluss einer militärisch-technischen Vereinbarung darf die zuvor 
festgelegte Frist für den Abschluss des Abzugs nicht verlängern.  



Text des provisorischen Verfassungsrahmens für das Kosovo von Mai 2001 

(CONSTITUTIONAL FRAMEWORK FOR PROVISIONAL SELF-GOVERNMENT 
UNMIK/REG/2001/9 – 15 May 2001) 

Preamble  

The Special Representative of the Secretary-General (SRSG), 
Pursuant to the authority given to him under United Nations Security Council Resolution 1244(1999) 
of 10 June 1999 (UNSCR 1244(1999)); 

Recalling that UNSCR 1244(1999) envisages the setting-up and development of meaningful self-
government in Kosovo pending a final settlement; 

Acknowledging Kosovo's historical, legal and constitutional development; and taking into 
consideration the legitimate aspirations of the people of Kosovo to live in freedom, in peace, and in 
friendly relations with other people in the region; 

Emphasizing that, since its establishment, the United Nations Interim Administration Mission in 
Kosovo (UNMIK) has supported and assisted the people of Kosovo and has worked towards this aim 
by enabling them to take responsibility gradually for the administration of Kosovo through the 
establishment of the Joint Interim Administrative Structure (JIAS); 

Considering that, building on the efforts undertaken by UNMIK and on the achievements of JIAS, 
including the valuable contribution by the people of Kosovo, and with a view to the further 
development of self-government in Kosovo, Provisional Institutions of Self-Government in the 
legislative, executive and judicial fields shall be established through the participation of the people of 
Kosovo in free and fair elections; 

Determining that, within the limits defined by UNSCR 1244(1999), responsibilities will be transferred 
to Provisional Institutions of Self-Government which shall work constructively towards ensuring 
conditions for a peaceful and normal life for all inhabitants of Kosovo, with a view to facilitating the 
determination of Kosovo's future status through a process at an appropriate future stage which shall, in 
accordance with UNSCR 1244(1999), take full account of all relevant factors including the will of the 
people; 

Considering that gradual transfer of responsibilities to Provisional Institutions of Self-Government will, 
through parliamentary democracy, enhance democratic governance and respect for the rule of law in 
Kosovo; 

Endeavouring to promote economic prosperity in Kosovo and the welfare of its people through the 
development of a market economy; 

Affirming that the exercise of the responsibilities of the Provisional Institutions of Self-Government in 
Kosovo shall not in any way affect or diminish the ultimate authority of the SRSG for the 
implementation of UNSCR 1244 (1999); 

Taking into account the Charter of the United Nations; the Universal Declaration on Human Rights; the 
International Covenant on Civil and Political Rights and the Protocols thereto; the Convention on the 
Elimination of All Forms of Racial Discrimination; the Convention on the Elimination of All Forms of 
Discrimination Against Women; the Convention on the Rights of the Child; the European Convention 
for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms and the Protocols thereto; the European 
Charter for Regional or Minority Languages; the Council of Europe's Framework Convention for the 



Protection of National Minorities; and other relevant principles reflected in internationally recognized 
legal instruments; 

Recognizing the need to fully protect and uphold the rights of all Communities of Kosovo and their 
members; 

Reaffirming the commitment to facilitating the safe return of refugees and displaced persons to their 
homes and their exercise of the right to recover their property and possessions, and the commitment to 
creating conditions for freedom of movement for all persons; 

Recognizing the importance of creating a free, open and safe environment which facilitates the 
participation of all persons including all members of Communities in the process of establishing 
democratic institutions of self-government; 

Hereby promulgates the following: 

Chapter 1  

Basic Provisions 
1.1 Kosovo is an entity under interim international administration which, with its people, has unique 
historical, legal, cultural and linguistic attributes. 

1.2 Kosovo is an undivided territory throughout which the Provisional Institutions of Self-Government 
established by this Constitutional Framework for Provisional Self-Government (Constitutional 
Framework) shall exercise their responsibilities. 

1.3 Kosovo is composed of municipalities, which are the basic territorial units of local self-government 
with responsibilities as set forth in UNMIK legislation in force on local self-government and 
municipalities in Kosovo. 

1.4 Kosovo shall be governed democratically through legislative, executive, and judicial bodies and 
institutions in accordance with this Constitutional Framework and UNSCR 1244 (1999). 

1.5 The Provisional Institutions of Self-Government are: 

(a) Assembly; 

(b) President of Kosovo; 

(c) Government; 

(d) Courts; and 

(e) Other bodies and institutions set forth in this Constitutional Framework. 

1.6 The seat of the Provisional Institutions of Self-Government is Pristina. 

1.7 The Provisional Institutions of Self-Government shall use only such symbols as are or as may be set 
forth in UNMIK legislation. 

Chapter 2  

Principles to be Observed by the Provisional Institutions of Self-Government 
The Provisional Institutions of Self-Government and their officials shall: 

(a) Exercise their authorities consistent with the provisions of UNSCR 1244(1999) and the terms set 
forth in this Constitutional Framework; 



(b) Promote and fully respect the rule of law, human rights and freedoms, democratic principles and 
reconciliation; and 

(c) Promote and respect the principle of the division of powers between the legislature, the executive 
and the judiciary. 

Chapter 3 

Human Rights 
3.1 All persons in Kosovo shall enjoy, without discrimination on any ground and in full equality, 
human rights and fundamental freedoms. 

3.2 The Provisional Institutions of Self-Government shall observe and ensure internationally 
recognized human rights and fundamental freedoms, including those rights and freedoms set forth in: 

(a) The Universal Declaration on Human Rights; 

(b) The European Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental Freedoms and its 
Protocols; 

(c) The International Covenant on Civil and Political Rights and the Protocols thereto; 

(d) The Convention on the Elimination of All Forms of Racial Discrimination; 

(e) The Convention on the Elimination of All Forms of Discrimination Against Women; 

(f) The Convention on the Rights of the Child; 

(g) The European Charter for Regional or Minority Languages; and 

(h) The Council of Europe's Framework Convention for the Protection of National Minorities. 

3.3 The provisions on rights and freedoms set forth in these instruments shall be directly applicable in 
Kosovo as part of this Constitutional Framework. 

3.4 All refugees and displaced persons from Kosovo shall have the right to return to their homes, and to 
recover their property and personal possessions. The competent institutions and organs in Kosovo shall 
take all measures necessary to facilitate the safe return of refugees and displaced persons to Kosovo, 
and shall cooperate fully with all efforts by the United Nations High Commissioner for Refugees and 
other international and non-governmental organizations concerning the return of refugees and displaced 
persons. 

Chapter 4 

Rights of Communities and Their Members 

General Provisions 
4.1 Communities of inhabitants belonging to the same ethnic or religious or linguistic group 
(Communities) shall have the rights set forth in this Chapter in order to preserve, protect and express 
their ethnic, cultural, religious, and linguistic identities. 

4.2 No person shall be obliged to declare to which Community he belongs, or to declare himself a 
member of any Community. No disadvantage shall result from an individual's exercise of the right to 
declare or not declare himself a member of a Community. 

4.3 The Provisional Institutions of Self-Government shall be guided in their policy and practice by the 
need to promote coexistence and support reconciliation between Communities and to create appropriate 



conditions enabling Communities to preserve, protect and develop their identities. The Institutions also 
shall promote the preservation of Kosovo's cultural heritage of all Communities without discrimination. 

Rights of Communities and Their Members 
4.4 Communities and their members shall have the right to: 

(a) Use their language and alphabets freely, including before the courts, agencies, and other public 
bodies in Kosovo; 

(b) Receive education in their own language; 

(c) Enjoy access to information in their own language; 

(d) Enjoy equal opportunity with respect to employment in public bodies at all levels and with respect 
to access to public services at all levels; 

(e) Enjoy unhindered contacts among themselves and with members of their respective Communities 
within and outside of Kosovo; 

(f) Use and display Community symbols, subject to the law; 

(g) Establish associations to promote the interests of their Community; 

(h) Enjoy unhindered contacts with, and participate in, local, regional and international non-
governmental organizations in accordance with the procedures of such organizations; 

(i) Provide information in the language and alphabet of their Community, including by establishing and 
maintaining their own media; 

(j) Provide for education and establish educational institutions, in particular for schooling in their own 
language and alphabet and in Community culture and history, for which financial assistance may be 
provided, including from public funds in accordance with applicable law; provided that, curricula shall 
respect the applicable law and shall reflect a spirit of tolerance among Communities and respect for 
human rights and the cultural traditions of all Communities; 

(k) Promote respect for Community traditions; 

(l) Preserve sites of religious, historical, or cultural importance to the Community, in cooperation with 
relevant public authorities; 

(m) Receive and provide public health and social services, on a non-discriminatory basis, in accordance 
with applicable standards; 

(n) Operate religious institutions; 

(o) Be guaranteed access to, and representation in, public broadcast media, as well as programming in 
relevant languages; and 

(p) Finance their activities by collecting voluntary contributions from their members or from 
organizations outside Kosovo, or by receiving such funding as may be provided by the Provisional 
Institutions of Self-Government or by local public authorities, so long as such financing is conducted in 
a fully transparent manner. 

Protection of Rights of Communities and Their Members 
4.5 The Provisional Institutions of Self-Government shall ensure that all Communities and their 
members may exercise the rights specified above. The Provisional Institutions also shall ensure fair 
representation of Communities in employment in public bodies at all levels. 



4.6 Based on his direct responsibilities under UNSCR 1244(1999) to protect and promote human rights 
and to support peace-building activities, the SRSG will retain the authority to intervene as necessary in 
the exercise of self-government for the purpose of protecting the rights of Communities and their 
members. 

Chapter 5 

Responsibilities of the Provisional Institutions of Self-Government 
5.1 The Provisional Institutions of Self-Government shall have responsibilities in the following fields: 

(a) Economic and financial policy; 

(b) Fiscal and budgetary issues; 

(c) Administrative and operational customs activities; 

(d) Domestic and foreign trade, industry and investments; 

(e) Education, science and technology; 

(f) Youth and sport; 

(g) Culture; 

(h) Health; 

(i) Environmental protection; 

(j) Labour and social welfare; 

(k) Family, gender and minors; 

(l) Transport, post, telecommunications and information technologies; 

(m) Public administration services; 

(n) Agriculture, forestry and rural development; 

(o) Statistics; 

(p) Spatial planning; 

(q) Tourism; 

(r) Good governance, human rights and equal opportunity; and 

(s) Non-resident affairs. 

5.2 The Provisional Institutions of Self-Government shall also have the following responsibilities in the 
field of local administration: 

(a) Supporting inter-municipal cooperation; 

(b) Promoting the development of a professional municipal civil service; 

(c) Assisting the municipalities in the development of their own budgets and financial management 
systems; 

(d) Monitoring the quality of municipal services; 

(e) Identifying ways and means for training activities for the municipalities; 

(f) Assisting the municipalities in making their activities transparent to the public; 



(g) Providing legal guidance and advice to the municipalities; 

(h) Coordinating the activities of international agencies and non-governmental organizations pertaining 
to municipalities; and 

(i) Overseeing compliance with responsibilities and powers delegated to municipalities based on the 
organizational structures that emerged from the municipal elections in October 2000, as well as 
responsibilities and powers transferred in the meantime. It is understood that additional powers will be 
progressively transferred in an orderly manner. 

5.3 The Provisional Institutions of Self-Government shall also have the following responsibilities in the 
field of judicial affairs: 

(a) Making decisions regarding the appointment of judges and prosecutors; 

(b) Exercising responsibilities regarding the organization and proper functioning of the courts, within 
existing court structures; 

(c) The provision, development and maintenance of court and prosecutorial services; 

(d) The provision of technical and financial requirements, support personnel and material resources to 
ensure the effective functioning of the judicial and prosecutorial systems; 

(e) The training, including professional and vocational training, of judicial personnel in cooperation 
with the Organisation for Security and Cooperation in Europe (OSCE); 

(f) The organization of examinations for qualification of judges, prosecutors, lawyers and other legal 
professionals through an independent professional body; 

(g) The appointment, training, disciplining and dismissing of members of judicial support staff; 

(h) Ensuring coordination on matters pertaining to the judicial system and the correctional service; 

(i) Co-operating with appropriate organizations in respect of independent monitoring of the judicial 
system and the correctional service; 

(j) Providing information and statistics on the judicial system and the correctional service, as 
appropriate; 

(k) Protecting personal data relating to the judicial system and correctional service; 

(l) Ensuring cooperation in judicial and correctional matters with appropriate entities inside Kosovo; 
and 

(m) Assisting in the recruitment, training and evaluation of personnel for the correctional service. 

5.4 The Provisional Institutions of Self-Government shall also have the following responsibilities in the 
field of mass media: 

(a) Adopting laws and enforcement mechanisms in accordance with international human rights and 
freedom of expression standards as contained in Articles 19 and 29 of the Universal Declaration of 
Human Rights and the European Convention for the Protection of Human Rights and Fundamental 
Freedoms and its Protocols to prevent defamation or hate speech in the Kosovo systems of mass media; 

(b) Regulating broadcast media consistent with these international legal constraints and the best 
European practices through an independent media commission, whose members will be appointed by 
the Provisional Institutions of Self-Government from nominations submitted by non-governmental and 



non-political organizations in Kosovo; these members will include both genders and will reflect the 
ethnic and regional diversity of Kosovo society; 

(c) Guaranteeing the editorial independence of the public broadcaster by safeguarding the 
independence of its Board, whose members will be appointed by the Provisional Institutions of Self-
Government from nominations submitted by non-governmental and non-political organizations in 
Kosovo; these members will include both genders and will reflect the ethnic and regional diversity of 
Kosovo society; and 

(d) Establishing an office or offices of public information to present the Institutions' deliberations and 
decisions to the international and local media. 

5.5 The Provisional Institutions of Self-Government shall also have the following responsibilities in the 
field of emergency preparedness: 

(a) Developing and implementing a strategy for emergency planning and civil protection services; and 

(b) Directing and coordinating fire and rescue services in close cooperation with the municipalities. 

5.6 The Provisional Institutions of Self-Government shall also have the following responsibilities in the 
field of external relations: 

- International and external cooperation, including the reaching and finalising of agreements. Such 
activities shall be coordinated with the SRSG. 

5.7 The Provisional Institutions of Self-Government shall be responsible for aligning their legislation 
and practices in all areas of responsibility with relevant European and international standards and 
norms, with a particular view to facilitating closer economic, social and other ties between the people 
of Kosovo and other Europeans, and in awareness that respect for such standards and norms will be 
central for the development of relations with the Euro-Atlantic community. 

5.8 The Provisional Institutions of Self-Government shall have such other responsibilities as are 
specified herein or in other legal instruments. 

Chapter 6 

Law and Order 
Maintenance of law and order is of fundamental importance for all the people of Kosovo. The Kosovo 
Police Service, which functions under the authority of the SRSG and under the supervision of UNMIK 
Police, contributes significantly to achieving this objective through its supporting role in crime 
prevention and public protection and safety. With the support of the international community, the 
capacity of the Kosovo Police Service in crime prevention, criminal information gathering, criminal 
investigation and fighting against criminality is being enhanced. This will make it possible for the 
Kosovo Police Service to gradually assume additional responsibilities for the maintenance of law and 
order. 

Chapter 7 

Kosovo Protection Corps 
The Kosovo Protection Corps is a civilian emergency organisation, established under the law, which 
carries out in Kosovo rapid disaster response tasks for public safety in times of emergency and 
humanitarian assistance. 

  



Chapter 8      Powers and Responsibilities Reserved to the SRSG 
8.1 The powers and responsibilities of the Provisional Institutions of Self-Government shall not include 
certain reserved powers and responsibilities, which will remain exclusively in the hands of the SRSG. 
These reserved powers shall include: 

(a) Full authority to ensure that the rights and interests of Communities are fully protected; 

(b) Dissolving the assembly and calling for new elections in circumstances where the Provisional 
Institutions of Self-Government are deemed to act in a manner which is not in conformity with UNSCR 
1244(1999), or in the exercise of the SRSG's responsibilities under that Resolution. The SRSG shall 
exercise this power after consultation with the President of Kosovo. The Assembly may, by a decision 
supported by two-thirds of its members, request the SRSG to dissolve the Assembly. Such a request 
shall be communicated to the SRSG by the President of Kosovo; 

(c) Final authority to set the financial and policy parameters for, and to approve, the Kosovo 
Consolidated Budget, acting on the advice of the Economic and Fiscal Council; 

(d) Monetary policy; 

(e) Establishing arrangements for the independent external audit of the Kosovo Consolidated Budget; 

(f) Exercising control and authority over the UNMIK Customs Service; 

(g) Exercising final authority regarding the appointment, removal from office and disciplining of 
judges and prosecutors; 

(h) Deciding upon requests regarding the assignment of international judges and prosecutors, as well as 
change of venue, in accordance with the relevant UNMIK legislation in force; 

(i) Exercising powers and responsibilities of an international nature in the legal field; 

(j) Exercising authority over law enforcement institutions and the correctional service, both of which 
include and are supported by local staff; 

(k) Exercising control and authority over the Kosovo Protection Corps; 

(l) Exercising control and authority over the management of the administration and financing of civil 
security and emergency preparedness. Responsibility shall be gradually assumed by the Provisional 
Institutions of Self-Government; 

(m) Concluding agreements with states and international organizations in all matters within the scope 
of UNSCR 1244 (1999); 

(n) Overseeing the fulfilment of commitments in international agreements entered into on behalf of 
UNMIK; 

(o) External relations, including with states and international organisations, as may be necessary for the 
implementation of his mandate. In exercising his responsibilities for external relations, the SRSG will 
consult and co-operate with the Provisional Institutions of Self-Government with respect to matters of 
concern to the institutions; 

(p) Control over cross-border/boundary transit of goods (including animals). The Provisional 
Institutions of Self-Government shall co-operate in this regard; 

(q) Authority to administer public, state and socially-owned property in accordance with the relevant 
UNMIK legislation in force, in cooperation with the Provisional Institutions of Self-Government; 



(r) Regulation of public and socially-owned enterprises after having consulted the Economic and Fiscal 
Council and the Provisional Institutions of Self-Government; 

(s) Administrative control and authority over railways, frequency management and civil aviation 
functions. Certain administrative functions shall be carried out by the Provisional Institutions of Self-
Government and the relevant independent regulatory bodies; 

(t) Control and authority over the Housing and Property Directorate, including the Housing Claims 
Commission; 

(u) Defining the jurisdiction and competence for the resolution of commercial property disputes; 

(v) Preserving the existing boundaries of municipalities; 

(w) Responsibility to ensure that the system of local municipal administration functions effectively 
based on internationally recognized and accepted principles; 

(x) Appointing the members of the Economic and Fiscal Council, the Governing Board of the Banking 
and Payments Authority of Kosovo, the chief executives of the Customs Service and Tax Inspectorate, 
and the Auditor General; convening and presiding over the Economic and Fiscal Council; 

(y) Appointing international experts to the managing boards or commissions of the public broadcaster, 
the independent media regulatory body and other institutions involved in regulating the mass media, 
with the proviso that the number of such SRSG nominations will not constitute the majority of any 
such managing board or commission; 

(z) Control and authority over the civil registry database, which shall be maintained in cooperation with 
the Provisional Institutions of Self-Government. 

8.2 The SRSG shall coordinate closely with the International Security Presence (KFOR) in: 

(a) Conducting border monitoring duties; 

(b) Regulating possession of firearms; 

(c) Enforcing public safety and order; and 

(d) Exercising functions that may be attributed to the domain of defence, civil emergency and security 
preparedness. 

Chapter 9  

Provisional Institutions of Self-Government 

Section 1: The Assembly 
9.1.1 The Assembly is the highest representative and legislative Provisional Institution of Self-
Government of Kosovo. 

Composition of the Assembly 

9.1.2 The Assembly shall have 120 members elected by secret ballot. 

Election of the Assembly 
9.1.3 Kosovo shall, for the purposes of election of the Assembly, be considered a single, multi-member 
electoral district. 



(a) One hundred (100) of 120 seats of the Assembly shall be distributed amongst all parties, coalitions, 
citizens' initiatives, and independent candidates in proportion to the number of valid votes received by 
them in the election to the Assembly. 

(b) Twenty (20) of the 120 seats shall be reserved for the additional representation of non-Albanian 
Kosovo Communities as follows: 

(i) Ten (10) seats shall be allocated to parties, coalitions, citizens' initiatives and independent 
candidates having declared themselves representing the Kosovo Serb Community. These seats shall be 
distributed to such parties, coalitions, citizens' initiatives and independent candidates in proportion to 
the number of valid votes received by them in the election to the Assembly; and 

(ii) Ten (10) seats shall be allocated to other Communities as follows: the Roma, Ashkali and Egyptian 
Communities four (4), the Bosniak Community three (3), the Turkish Community two (2) and the 
Gorani Community one (1). The seats for each such Community or group of Communities shall be 
distributed to parties, coalitions, citizens' initiatives and independent candidates having declared 
themselves representing each such Community in proportion to the number of valid votes received by 
them in the election to the Assembly. 

(c) Each person having attained 18 years of age on the day of the election and satisfying the other 
criteria of eligibility to vote as applied to the municipal elections held in Kosovo on 28 October 2000 
shall be entitled to vote. 

(d) The rank order of the candidates on lists of parties, coalitions and citizens' initiatives submitted for 
the purpose of election to the Assembly shall be considered fixed. 

(e) Geografical and gender requirements in respect of candidate lists submitted by parties, coalitions 
and citizens' initiatives for the purpose of the election to the Assembly may be specified by the SRSG 
on the recommendation of the Central Election Commission. 

Assembly Members' Mandate and Eligibility  

Length of Mandate 
9.1.4 The term of the Assembly shall be three years, commencing on the date of the inaugural session, 
which shall be convened within thirty days after the certification of the election results. 

9.1.5 Without prejudice to the competencies of the SRSG, at least two-thirds of the members of the 
Assembly may request the SRSG to dissolve the Assembly. Such a request shall be communicated to 
the SRSG by the President of Kosovo. 

Candidate Eligibility 
9.1.6 A person who fulfils the voter eligibility requirements shall be eligible to stand as a candidate in 
Assembly elections provided he is not: 

(a) A member of the Central Election Commission, the Election Complaints and Appeals sub-
Commission, an Assembly Election Commission, or a Polling Station Committee; 

(b) A member of the Kosovo Protection Corps or of the Kosovo Police Service; 

(c) Serving as a judge or prosecutor; 

(d) Serving a sentence imposed by the International Criminal Tribunal for the Former Yugoslavia or 
under indictment by the Tribunal and has failed to comply with an order to appear before the Tribunal; 
or 



(e) Deprived of legal capacity by a final court decision. 

Presidency of the Assembly 
9.1.7 The Assembly shall have a Presidency consisting of seven Assembly members who shall be 
selected as follows: 

(a) Two members shall be appointed by the party or coalition having obtained the highest number of 
votes in the Assembly elections; 

(b) Two members shall be appointed by the party or coalition having obtained the second highest 
number of votes in the Assembly elections; 

(c) One member shall be appointed by the party or coalition having obtained the third highest number 
of votes in the Assembly elections; 

(d) One member shall be appointed from among the members of the Assembly belonging to those 
parties having declared themselves representative of the Kosovo Serb Community; and 

(e) One member shall be appointed from among the members of the Assembly belonging to parties 
having declared themselves representative of a non-Kosovo Albanian and non-Kosovo Serb 
Community. The method for appointing this latter member shall be determined by members of the 
Assembly belonging to these same Communities. 

9.1.8 The Assembly shall endorse these appointments by a formal vote. 

President of the Assembly 
9.1.9 A member of the Presidency from the party or coalition having obtained the highest number of 
votes in the elections for the Assembly shall be the President of the Assembly. 

Assembly Committees 
9.1.10 There shall be Main and Functional Committees of the Assembly to review draft laws and make 
recommendations as appropriate. 

Main Committees 

Budget Committee 
9.1.11 The Budget Committee shall be composed of 12 members, allocated proportionally among the 
parties and coalitions represented in the Assembly. It shall have general competencies in budgetary and 
financial matters. It shall also be responsible for ensuring that all proposed laws having budgetary 
implications are accompanied by a financial impact statement. 

Committee on Rights and Interests of Communities 
9.1.12 The Committee on Rights and Interests of Communities shall be composed of two members 
from each of Kosovo's Communities elected to the Assembly. Communities represented by only one 
member in the Assembly shall be represented by this member in the Committee. 

9.1.13 At the request of any member of the Presidency of the Assembly, any proposed law shall be 
submitted to the Committee on Rights and Interests of Communities. The Committee, by a majority 
vote of its members, shall decide whether to make recommendations regarding the proposed law within 
the time limit specified below. 

9.1.14 If the Committee on Rights and Interests of Communities decides to take such action, it shall, 
within a period of two weeks from receiving such a proposed law, make recommendations regarding 



the proposed law with a view to ensuring that Community rights and interests are adequately addressed 
and submit these recommendations to the relevant Functional Committee or to the Assembly as 
appropriate. 

9.1.15 The Committee may on its own initiative propose laws and such other measures within the 
responsibilities of the Assembly as it deems appropriate to address the concerns of Communities. 

9.1.16 Each member of the Committee shall have the right to attach a written opinion to any proposed 
law referred to or taken up by the Committee. 

9.1.17 A matter may be referred to the Committee for an advisory opinion by the Presidency of the 
Assembly, a Main or Functional Committee or a group composed of ten or more members of the 
Assembly. 

Functional Committees 
9.1.18 The Assembly may establish such Functional Committees as it deems necessary and appropriate 
to carry out its responsibilities. 

9.1.19 The Assembly shall decide on the number of members of each functional committee. The 
membership of all Functional Committees shall reflect the diversity of the membership of the 
Assembly. 

9.1.20 If a party of coalition represented in the Assembly does not have a seat on a given Functional 
Committee, it shall have the right to send an Assembly member to all meetings of that Functional 
Committee in an observer capacity. 

Chairmen and Vice-Chairmen of Committees 
9.1.21 The chairmanships of all the Committees of the Assembly shall be distributed proportionally 
among the parties and coalitions represented in the Assembly. 

9.1.22 Committees shall have two Vice-Chairmen from different parties or coalitions than that of the 
Chairman. At least one Vice-Chairman shall be of a different Community than the Chairman. 

Rights, Immunities and Remuneration 
9.1.23 Each member of the Assembly shall have an equal right and obligation to participate fully in the 
proceedings of the Assembly. This shall include, but not be limited to, the rights to initiate draft laws 
and resolutions, to vote on all proposed decisions by the Assembly, and to take part on an equal basis 
with other members in all debates of the Assembly. 

9.1.24 All members of the Assembly shall be immune from all civil and criminal proceedings with 
regard to words spoken or other acts performed in their capacity as members of the Assembly. Such 
immunity shall not cover acts that are clearly conducive to inter-Community violence. 

9.1.25 All members of the Assembly shall receive salaries for their participation in the work of the 
Assembly and its Committees. 

Responsibilities of the Assembly 
9.1.26 The Assembly shall have the following responsibilities: 

(a) Adopting laws and resolutions in the areas of responsibility of the Provisional Institutions of Self-
Government as set out in Chapter 5; 

(b) Endorsing the Presidency of the Assembly; 



(c) Electing the President of Kosovo; 

(d) Endorsing or rejecting the Prime Minister candidate together with the list of Ministers of the 
Government proposed by the Prime Minister candidate; 

(e) Making decisions on other appointments as specified in this Constitutional Framework; 

(f) Considering and endorsing proposed international agreements within the scope of its 
responsibilities; 

(g) Deciding on motions of no-confidence in the Government; 

(h) Instructing the Government to prepare draft laws; 

(i) Adopting the Rules of Procedure of the Assembly and its committees; and 

(j) Other responsibilities specified herein or in other legal instruments. 

9.1.27 Laws, once promulgated, are binding legislative acts of a general nature. Resolutions are non-
binding declarations. 

Responsibilities of the Presidency of the Assembly  
9.1.28 The Presidency of the Assembly shall have the following responsibilities: 

(a) Making recommendations to the Assembly on all organizational matters of Assembly business, 
including the agenda; 

(b) Maintaining appropriate external parliamentary contacts, in coordination with the SRSG; and 

(c) Acting on motions as provided in paragraphs 9.1.40 and 9.1.41. 

9.1.29 The Presidency shall endeavour to adopt all decisions by consensus. When efforts to reach 
consensus have failed, except when acting on motions under paragraph 9.1.40, it shall decide by 
majority vote of those present and voting, provided that at least five members are present. In the event 
of a tie vote, the President's vote shall decide the matter. 

Responsibilities of the President of the Assembly 
9.1.30 The President shall represent the Assembly. 

9.1.31 The President shall preside at meetings of the Assembly, call its sessions to order, and perform 
other tasks prescribed by the rules of procedure of the Assembly. 

Decision-Making Procedures 
9.1.32 A majority of the members of the Assembly shall constitute a quorum. The Assembly may 
initiate and conduct its proceedings when at least one-third of the members are present provided that, 
for the taking of decisions, the quorum requirement shall be satisfied. 

9.1.33 Decisions of the Assembly shall be adopted by a majority of the members of the Assembly 
present and voting, unless otherwise explicitly provided herein. 

Procedure for Adopting Laws 
9.1.34 One or more members of the Assembly or the Government shall present the draft law to the 
Assembly for a first reading. 

9.1.35 The draft law shall be considered by the relevant main and functional committees, which may 
propose amendments where appropriate. 



9.1.36 The Assembly shall in the second reading consider the draft law together with any amendments 
proposed by the committee(s) or by individual or groups of members of the Assembly or by the 
Government. 

9.1.37 At the end of the second reading, the Assembly shall vote on the proposed amendments and 
thereafter on the draft law as a whole. The draft law shall be approved if it receives the majority of the 
votes of those present and voting. 

9.1.38 The Assembly may decide to submit a draft law that failed to receive the necessary votes in the 
second reading for a third reading together with any further amendments that have been approved. The 
draft law shall be approved if it receives the majority of the votes of those present and voting. 

9.1.39 Within 48 hours from the approval of a law by the Assembly pursuant to paragraphs 9.1.37 or 
9.1.38 above, any member of the Assembly, supported by five additional members, may submit a 
motion to the Presidency claiming that the law or certain of its provisions violate vital interests of the 
Community to which he belongs. The motion shall set out a reasoned explanation of the claimed 
violation. A motion may be made on the grounds that the law or provisions discriminate against a 
Community, adversely affect the rights of the Community or its members under Chapters 3 or 4, or 
otherwise seriously interfere with the ability of the Community to preserve, protect or express its 
ethnic, cultural, religious or linguistic identity. 

9.1.40 The Presidency shall request the sponsors of the law or provisions to provide within three days 
reasoned arguments in reply. At the same time, the Presidency shall request each of the two sides to 
designate a representative to serve on the special panel provided for in paragraph 9.1.41. The 
Presidency shall attempt to submit, within five days following receipt of the reply, a consensus 
proposal to the Assembly. 

9.1.41 If the Presidency fails to submit such a consensus proposal within the five-day period, a special 
three-member Panel consisting of representatives of the two sides and one member, who shall preside, 
designated by the SRSG shall automatically be seized of the matter. The Panel shall within five days 
issue a decision recommending that the Assembly reject the motion, that the Assembly reject the law or 
provisions at issue, or that the Assembly adopt the law with amendments that the Panel shall propose. 
The Panel shall take its decisions by a majority of its members. 

9.1.42 The Assembly shall decide whether to accept the consensus proposal of the Presidency, if such a 
proposal is submitted, or the recommendation of the Panel. No amendments other than those proposed 
pursuant to paragraphs 9.1.40 or 9.1.41 above may be introduced at this stage. If the Assembly rejects 
the consensus proposal of the Presidency or the recommendation of the Panel, or accepts a consensus 
proposal or recommendation for the rejection of the motion, the law as previously approved by the 
Assembly shall stand. 

9.1.43 If no motion is submitted within the 48-hour period specified in paragraph 9.1.39 above, or 
following approval of a law pursuant to paragraph 9.1.42 above, the law shall be considered adopted. 

9.1.44 The President shall sign each law adopted by the Assembly and forward it to the SRSG for 
promulgation. 

9.1.45 Laws shall become effective on the day of their promulgation by the SRSG, unless otherwise 
specified. 

Other Procedures 

Removal from Office 



9.1.46 A member of the Assembly who has been convicted of a criminal offence and sentenced to serve 
a prison term of six months or more shall cease to be a member. 

9.1.47 If a member of the Assembly fails throughout a period of six consecutive months to attend any 
session of the Assembly or the Committee(s) of which he is a member, he shall, unless the failure was 
due to a reason approved by the Assembly, cease to be a member. 

Vacancies 
9.1.48 Vacancies in the Assembly shall be filled in accordance with the UNMIK legislation governing 
the Kosovo-wide elections. 

Languages of the Assembly 
9.1.49 Meetings of the Assembly and its Committees shall be conducted in both the Albanian and 
Serbian languages. All official documents of the Assembly shall be printed in both the Albanian and 
Serbian languages. The Assembly shall endeavour to make official documents which concern a specific 
Community available in the language of that Community. 

9.1.50 Assembly members from Communities other than the Kosovo Albanian and Kosovo Serb 
Communities shall be permitted to address the Assembly or its Committees in their own language and 
to submit documents for consideration by the Assembly in their own language. In such cases, 
interpretation or translation into the Albanian and Serbian languages shall be provided for the other 
members of the Assembly or Committee. 

9.1.51 All promulgated laws shall be published in the Albanian, Bosniak, English, Serbian and Turkish 
languages. 

Section 2: The President of Kosovo  
9.2.1 The President of Kosovo shall represent the unity of the people and guarantee the democratic 
functioning of the Provisional Institutions of Self-Government. 

9.2.2 The President of Kosovo shall, in coordination with the SRSG, represent Kosovo and exercise his 
rights and duties in accordance with the provisions of this Constitutional Framework and the applicable 
law. 

9.2.3 The mandate of the President of Kosovo shall be three years. 

9.2.4 The President of Kosovo shall exercise the following duties in accordance with this Constitutional 
Framework and the applicable law: 

(a) In coordination with the SRSG, take action in the field of external relations; 

(b) Following consultations with the political parties represented in the Assembly, propose to the 
Assembly the Prime Minister; 

(c) Communicate to the SRSG a request of the Assembly to dissolve the Assembly, in accordance with 
paragraph 8.1(b); 

(d) Present a report to the Assembly on the general state of affairs in Kosovo at least once a year; and 

(e) Present awards and express gratitude. 

9.2.5 If the President of Kosovo becomes temporarily unable to perform his duties, the functions of the 
President of Kosovo shall be exercised by the President of the Assembly.  



9.2.6 The President of Kosovo shall enjoy immunity with respect to acts performed in exercising his 
functions. 

9.2.7 The President of Kosovo shall not hold any other office or employment. 

9.2.8 The President of Kosovo shall be elected by the Assembly by secret ballot. A nomination for the 
post of President of Kosovo shall require the support of the party having the largest number of seats in 
the Assembly or of at least 25 members. The Assembly shall elect the President of Kosovo by a two-
thirds majority of the members of the Assembly. If after two ballots a two-thirds majority is not 
obtained, in the following ballots a majority of the votes of all members of the Assembly shall be 
required for election. 

9.2.9 The term of office of the President of Kosovo shall end upon: 

 (a) The completion of his mandate; 

 (b) His death; 

 (c) His resignation; or 

 (d) His dismissal from office by means of the votes of a two-thirds majority of all the members of the 
Assembly. 

Section 3: The Government  

Responsibilities of the Government 
9.3.1 The Government shall exercise the executive authority and shall implement Assembly laws and 
other laws within the scope of responsibilities of the Provisional Institutions of Self-Government 
established by this Constitutional Framework. 

9.3.2 The Government may propose draft laws to the Assembly at its own initiative and shall do so at 
the request of the Assembly. 

Ministries and Executive Agencies 
9.3.3 There shall be established ministries and other executive agencies as are necessary to carry out 
functions within the competence of the Government. 

Composition of the Government 

9.3.4 The Government shall consist of the Prime Minister and Ministers. 

9.3.5 At all times, at least two Ministers shall be from Communities other than the Community having 
a majority representation in the Assembly. 

 (a) At least one of these Ministers shall be from the Kosovo Serb Community and one from another 
Community.  

(b) In the event that there are more than twelve Ministers, a third Minister shall be from a non-majority 
Community. 

 (c) The selection of these Ministers and their responsibilities shall be determined after consultation 
with parties, coalitions or groups representing non-majority Communities. 

9.3.6 The Prime Minister and Ministers may be members of the Assembly, or qualified persons from 
outside the membership of the Assembly. Ministers from Communities, other than the one having the 
majority among the members of the Assembly, shall, if appointed from outside the Assembly, require 
the formal endorsement of the members of the Assembly from the Community concerned. 



Outside Activities of the Ministers 
9.3.7 The Prime Minister and Ministers may not hold other public office or other employment on a full-
time basis, nor exercise any activity on a part-time basis incompatible with their office, while 
exercising their responsibilities. 

Election of the Prime Minister and Ministers 
9.3.8 Following Assembly elections, or if the Prime Minster resigns or his office becomes vacant for 
another reason, the President of Kosovo shall, following consultations with the parties, coalitions or 
groups represented in the Assembly, propose to the Assembly a candidate for Prime Minister. The 
proposed candidate shall present a list of proposed Ministers to the Assembly. The Prime Minister shall 
be elected together with the Ministers by a majority of the members of the Assembly. 

9.3.9 If the proposed candidate does not obtain the required majority, the President of Kosovo shall 
propose within ten days a new candidate for Prime Minister. The new candidate, together with the list 
of ministers proposed by him, shall be elected by a majority of the members of the Assembly. 

Motion of No-Confidence 
9.3.10 The Assembly may express its lack of confidence in the Government only if, by a majority of its 
members, it elects simultaneously a new Prime Minister together with a list of Ministers proposed by 
him. 

9.3.11 The term of office of the outgoing Government shall end with the election of the new Prime 
Minister and Ministers. 

Changes in the Composition of the Government 
9.3.12 Following his election, the Prime Minister may replace any Minister without the consent of the 
Assembly. 

9.3.13 Upon the resignation of the Prime Minister, the entire Government shall resign. The 
Government shall continue in a caretaker capacity until the election of a new Prime Minister. 

Procedures within the Government 
9.3.14 The Prime Minister shall call and chair meetings of the Government and propose the agenda for 
these meetings. He shall represent the Government as appropriate, define the general lines of policy of 
the Government, and coordinate its work. 

9.3.15 Each Minister shall be responsible for implementing the policy of the Government within his 
area of responsibility. 

9.3.16 The Government shall endeavour to reach its decisions by consensus. If a vote is necessary, 
decisions shall be taken by a majority of the Ministers present and voting. The Prime Minister shall cast 
the deciding vote in the event Ministers are divided equally. The Government shall otherwise decide its 
own rules of procedure. 

Languages of the Government 
9.3.17 Meetings of the Government and its bodies shall be conducted in both the Albanian and Serbian 
languages. All official documents of the Government shall be printed in both the Albanian and Serbian 
languages.  

9.3.18 Members of the Government from Communities other than the Kosovo Albanian and Kosovo 
Serb Communities shall be permitted to use their own language.  



Immunities  
9.3.19 All members of the Government shall be immune from all civil and criminal proceedings with 
regard to words spoken or other acts performed in their capacity as members of the Government. Such 
immunity shall not cover acts that are clearly conducive to inter-Community violence. 

Section 4: The Judicial System 

Administration of Justice 
9.4.1 The courts are responsible for the administration of justice in Kosovo in accordance with the 
applicable law. 

9.4.2 Each person claiming to have been directly and adversely affected by a decision of the 
Government or an executive agency under the responsibility of the Government shall have the right to 
judicial review of the legality of that decision after exhausting all avenues for administrative review. 

9.4.3 Each person shall be entitled to have all issues relating to his rights and obligations and to have 
any criminal charges laid against him decided within a reasonable time by an independent and impartial 
court. 

The Court Structure 
9.4.4 There shall be the Supreme Court of Kosovo, District Courts, Municipal Courts and Minor 
Offense Courts. 

Court Proceedings 
9.4.5 Unless otherwise specified in the applicable law, all Kosovo courts shall hold proceedings in 
public. 

Judges and Prosecutors 
9.4.6 Judges shall be independent and impartial. They shall not hold any other public office. 

9.4.7 Judges of all courts of Kosovo shall be distinguished jurists of the highest moral character, with 
adequate qualifications. The membership of the judiciary shall reflect the diversity of the people of 
Kosovo. International judges and prosecutors shall serve within the judicial system according to rules 
established by the SRSG. 

9.4.8 Judges and Prosecutors shall be appointed by the SRSG from lists of candidates proposed by the 
Kosovo Judicial and Prosecutorial Council and endorsed by the Assembly. Decisions on the promotion, 
transfer and dismissal of judges and prosecutors shall be taken by the SRSG on the basis of 
recommendations by the Kosovo Judicial and Prosecutorial Council and exceptionally on his own 
initiative. 

Office of the Public Prosecutor 
9.4.9 There shall be an Office of the Public Prosecutor for Kosovo, as well as offices of district and 
municipal prosecutors. 

9.4.10 The Office of the Public Prosecutor as well as the offices of the district and municipal 
prosecutors shall exercise its functions in accordance with the applicable law. 

Special Chamber of the Supreme Court on Constitutional Framework Matters 
9.4.11 A Special Chamber of the Supreme Court shall decide: 



(a) At the request of the President of Kosovo, any member of the Presidency of the Assembly, any 
Assembly Committee, no fewer than five members of the Assembly, or the Government, whether any 
law adopted by the Assembly is incompatible with this Constitutional Framework, including the 
international legal instruments specified in Chapter 3 on Human Rights; 

(b) In the event of disputes between or among Provisional Institutions of Self-Government, or between 
a Provisional Institution of Self-Government and an Assembly Committee, one or more members of the 
Presidency of the Assembly, or one or more members of the Assembly on the extent of their rights and 
obligations under this Constitutional Framework;  

(c) At the request of any independent body or office referred to in Chapters 10 and 11, whether a 
decision of a Provisional Institution of Self-Government infringes upon the independence and 
responsibilities of the relevant independent body or office; and 

(d) At the request of the Office of the Public Prosecutor, whether an act by a member of the Assembly, 
a member of the Government or the President of Kosovo constitutes an official act and as such is 
covered by immunity under this Constitutional Framework. 

Chapter 10 

Ombudsperson 
10.1 Natural and legal persons in Kosovo shall have the right, without threat of reprisal, to make 
complaints to an independent Office concerning human rights violations or actions constituting abuse 
of authority by any public authority in Kosovo.  

10.2 The Office, in accordance with UNMIK legislation in force, shall have jurisdiction to receive and 
investigate complaints, monitor, take preventive steps, make recommendations and advise on any such 
matters.  

10.3 The Ombudsperson shall give particular priority to allegations of especially severe or systematic 
violations, allegations founded on discrimination, including discrimination against Communities and 
their members, and allegations of violations of rights of Communities and their members. 

Chapter 11 

Independent Bodies and Offices 
11.1 The following bodies and offices shall carry out their functions independently of the Provisional 
Institutions of Self-Government: 

(a) Central Election Commission; 

(b) Kosovo Judicial and Prosecutorial Council; 

(c) Office of the Auditor-General; 

(d) Banking and Payments Authority of Kosovo; 

(e) Independent Media Commission; 

(f) Board of the Public Broadcaster; and 

(g) Housing and Property Directorate and the Housing and Property Claims Commission. 

11.2 The bodies and offices specified above, and such other independent bodies and offices as may be 
established by law, shall have the powers, obligations, and composition specified in the legal 
instruments by which they are established. 



Chapter 12 

Authority of the SRSG 
The exercise of the responsibilities of the Provisional Institutions of Self-Government under this 
Constitutional Framework shall not affect or diminish the authority of the SRSG to ensure full 
implementation of UNSCR 1244(1999), including overseeing the Provisional Institutions of Self-
Government, its officials and its agencies, and taking appropriate measures whenever their actions are 
inconsistent with UNSCR 1244(1999) or this Constitutional Framework. 

Chapter 13 

Authority of KFOR 
Nothing in this Constitutional Framework shall affect the authority of the International Security 
Presence (KFOR) to fulfil all aspects of its mandate under UNSCR 1244(1999) and the Military 
Technical Agreement (Kumanovo Agreement). 

Chapter 14 

Final Provisions 
14.1 In case of conflict between this Constitutional Framework and any law of the Assembly, this 
Constitutional Framework shall prevail. 

14.2 The SRSG shall take the necessary measures to facilitate the transfer of powers and 
responsibilities to the Provisional Institutions of Self-Government. 

14.3 The SRSG, on his own initiative or upon a request supported by two-thirds of the members of the 
Assembly, may effect amendments to this Constitutional Framework.  

14.4 The English, Albanian and Serbian language versions of this Constitutional Framework are 
equally authentic. In case of conflict, the English language version shall prevail. This Constitutional 
Framework shall also be published in the Bosniak and Turkish languages. 

14.5 This Constitutional Framework shall enter into force upon promulgation by the SRSG.  

Signed on this 15th day of May 2001. 

Hans Haekkerup 
Special Representative of the Secretary-General 
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